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PRESSEINFORMATION Mainz, 2. September 2020 

 

Steuerberaterkammer Rheinland-Pfalz (SBK) informiert: 
 

 

SBK-Präsident Sesterhenn plädiert für längere Abgabefristen 

Steuerberaterkammer Rheinland-Pfalz setzt sich für Corona-geplagte Wirtschaft ein 

 

In einem offenen Brief an die rheinland-pfälzische Finanzministerin Doris Ahnen setzt 

sich der Präsident der Steuerberaterkammer Rheinland-Pfalz, Walter Sesterhenn, für 

die Unternehmen des Landes sowie für seinen eigenen Berufsstand ein. Er plädiert für 

eine Verlängerung der Abgabefristen für die anstehenden Steuererklärungen. 

„Unternehmer und Steuerberater stehen in diesem Jahr aufgrund der besonderen 

Situation und einer Vielzahl zusätzlicher Arbeiten unter erheblichem zeitlichem Druck“, 

argumentiert Sesterhenn. So galt es zunächst, die Corona-Soforthilfen fristgerecht zu 

beantragen. Dann folgte die vorübergehende Senkung der Mehrwertsteuer, die einen 

außerordentlichen zeitlichen Einsatz bei der Umstellung der Systeme und der Prüfung 

von Verträgen abverlangte. Zuletzt sei es nun die Beantragung der 

Überbrückungshilfe, die „außerplanmäßig“ erledigt werden müsse. 

„Unternehmer und auch Steuerberater sowie viele Mitarbeiter leiden immer noch unter 

den zusätzlichen Belastungen, die beispielsweise durch die fehlende 

Kinderbetreuung, das Homeschooling und die Umstellung auf Home-Office 

entstanden sind“, so der Kammerpräsident. Allein diese Situation hätte zur Folge, dass 

bereits das „Tagesgeschäft“ oft nicht fristgerecht erledigt werden konnte und parallel 

zu den zusätzlichen Aufgaben ansteht.  
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Vor diesem Hintergrund bittet Walter Sesterhenn Finanzministerin Ahnen um ihre 

Unterstützung und wünscht sich ein Entgegenkommen – sowohl für die rheinland-

pfälzischen Unternehmer als auch für deren Steuerberater – in Form verlängerter 

Abgabefristen, insbesondere für die Erklärungen 2018 der land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebe. „Die Frist für die Abgabe dieser Steuererklärungen ist 

bereits am 31. Juli 2020 abgelaufen, hier wäre also Eile geboten“, schreibt er. Zudem 

weist er auf eine notwendige Verlängerung der Abgabefristen für die 

Steuererklärungen 2019 der Steuerberater selbst und der von ihnen beratenen 

Unternehmen hin, die zum 28. Februar 2021 fällig sind. 

Ein wichtiger Aspekt aus SBK-Sicht: Die Möglichkeit zur Stundung möglicher 

Steuerzahlungen endet am 31. Dezember. Gleichzeitig fordern einige Finanzämter 

bereits jetzt die Steuererklärungen für 2019 vorab an, indem sie um eine Abgabe bis 

zum Jahresende bitten. Hat ein kleines Unternehmen im Jahr 2019 jedoch einen 

unerwartet hohen Gewinn erwirtschaftet und keine passende Vorauszahlung geleistet, 

kommt es zu einer Nachzahlung, die höher als geplant ausfällt. „Dem Unternehmen 

fehlt es dann an der Liquidität, die es gerade in dieser schwierigen Zeit dringend 

braucht“, betont Sesterhenn. „Für die Unternehmen wäre es eine große Hilfe, dass 

man diese Stundungsmöglichkeit über den 31. Dezember hinaus verlängert und ihnen 

damit den derzeit nötigen Rückhalt zusichert“, sagt er nachdrücklich. 

Gerade der von der Krise stark betroffene Mittelstand sei der wirtschaftliche Motor des 

Landes, so Sesterhenn. Mit einem Entgegenkommen von Ministeriumsseite aus könne 

man ihm Wertschätzung und Anerkennung entgegenbringen und zumindest eine 

mögliche Erleichterung anbieten. Dies gelte ebenso für den Berufsstand der 

Steuerberater, der für seine Mandanten „in besonderem Maße dazu beiträgt, dass die 

Maßnahmen der Bundesregierung zur Stabilisierung der Wirtschaft auch tatsächlich in 

die Praxis umgesetzt werden können“, heißt es in dem SBK-Schreiben. 


